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(Nr. 13351.) Geſetz, betreffend die Schwarze Elſter. Vom 28. April 1928. NM z 
D er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: f f 4 f [ 
J. Zweck, Umfang und Rechtsſtellung der Elſtergenoſſenſchaft. 
§ 1. 


( Im Niederſchlagsgebiete der Schwarzen Elſter von der Landesgrenze des Freiſtaats 
Sachſen bis zur Mündung in die Elbe wird eine Genoſſenſchaft mit dem Namen „Elſtergenoſſen⸗ 
ſchaft“ gebildet. a N 

(2) Die Grenzen des Gebiets und die in dieſem Gebiete reinzuhaltenden Waſſerläufe 
beſtimmen die zuſtändigen Miniſter. 

§ 2. \ 

() In das Genoſſenſchaftsgebiet können durch Beſchluß des Genoſſenſchaftsausſchuſſes ($ 15) 
angrenzende Gebiete einbezogen werden, ſoweit es zur Durchführung der Genoſſenſchaftszwecke 
(S 4) erforderlich iſt. 

(©) Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 


§ 3. 
Die Genoſſenſchaft iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


§ 4. 
Die Genoſſenſchaft bezweckt: 

1. Reinhaltung der Schwarzen Elſter und ihrer Nebenwaſſerläufe für landwirtſchaftliche 
und induſtrielle Zwecke ſowie für Zwecke der Trinkwaſſerverſorgung, ſoweit ſie durch 
beſtmögliche Reinigung der in die Schwarze Elſter und ihre Nebenläufe fließenden 
Abwäſſer geleiſtet werden kann; f 

2. Regelung der Vorflut und des Hochwaſſerabfluſſes, Schutz und Förderung der 
Landeskultur; 

3. Unterhaltung und Ausbau der zur Ableitung der verunreinigenden Abwäſſer dienenden 
Waſſerläufe, ihrer Ufer, Vorländer und Deiche ſowie der ſonſtigen Anlagen, unbeſchadet 
der Vorſchriften der 88 119 bis 121 und 124 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
(Geſetzſamml. S. 53); 

4. Einrichtung, Anderung und Überwachung von Kläranlagen und Meßvorrichtungen zur 
Meſſung der Abwäſſermengen ſowie ihres Gehalts an fäulnisfähigen und Sinkſtoffen; 

5. Überwachung des Zuſtandes der eingeleiteten gewerblichen und ſonſtigen Abwäſſer. 


8 5. 
(1) Den erſten Plan für die Arbeiten der Elſtergenoſſenſchaft (Generalplan) ſtellt das Kultur⸗ 
bauamt Merſeburg auf. 
(2) Er enthält unter anderem: 
1. einen Erläuterungsbericht nebſt Karten; 
2. ein Verzeichnis der Genoſſen der Gruppe B ($ 8, Abſ. 3); 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 17. Mai 1928.) 21 
Geſetzſammlung 1928. (Nr. 13351—13358.) 


nn 


114 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 21, ausgegeben am 3. 5. 28. 


3. ein Verzeichnis der reinzuhaltenden Waſſerlaufſtrecken mit den Verunreinigungsſtellen 
($ 1 Abſ. 2); 
4. eine Zuſammenſtellung der Längs⸗ und Querſchnitte (Sollprofile) der reinzuhaltenden 
Waſſerlaufſtrecken, deren Herſtellung und Erhaltung zunächſt bezweckt wird. 
(8) Der Generalplan ſowie die zur Ausführung erforderlichen Sonderpläne werden von den 


zuſtändigen Miniſtern feſtgeſtellt. 


(4) Über Anderungen und Ergänzungen des Generalplans und der Sonderpläne beſchließt der 
Ausſchuß (§ 15) nach Anhörung der hierdurch betroffenen Genoſſen. 
(6) Dieſe Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde (§ 38). 


§ 6. 
() Die zuſtändigen Miniſter ſtellen erſtmalig für die im Generalplane ($ 5) vorgeſehenen 
Arbeiten die zeitliche Verteilung und die dazu erforderlichen Leiſtungen und Ausgaben feſt. 
(2) Im übrigen beſchließt über die Ausführung der zu den Aufgaben der Elſtergenoſſenſchaft 
gehörigen Arbeiten der Ausſchuß (§ 15). 


() Verleihungen, Genehmigungen und im bergrechtlichen Enteignungsverfahren beantragte 
Rechte zur Benutzung der Schwarzen Elſter und ihrer Nebenläufe ſind, wenn die Genoſſenſchaft 
winrnleriöh zu verſagen, joweit fie. den Aufgaben der Genoſſenſchaft entgegenstehen. 

5 (2) Im Verleihungsverfahren und im bergrechtlichen Enteignungsverfahren gilt die Genoſſen⸗ 
ſchaft als Beteiligte, wenn die SA EL die Benutzung der genannten Waſſerläufe berühren. 


8 8. 

(1) Die Genoſſenſchaft ſetzt ſich aus den Genoſſen der Gruppen A und B zuſammen. 

(2) Zur Gruppe A gehören diejenigen Genoſſen im Genoſſenſchaftsgebiete, die an der Unter⸗ 
haltung und Reinhaltung der gemäß SS 1 und 2 des Geſetzes von den zuſtändigen Miniſtern be⸗ 
ſtimmten Waſſerläufe ein wirtſchaftliches Intereſſe haben, und zwar 8 

a) die 6 Landkreiſe Schweinitz, Liebenwerda, Luckau, Calau, Spremberg und Hoyerswerda; 

b) der Elſterregulierungsverband, ferner Waſſergenoſſenſchaften, Deichverbände und 
ähnliche öffentlich⸗rechtliche Verbände, einſchließlich derjenigen, die erſt nach Inkraft⸗ 
treten des Elſtergeſetzes zum Zwecke des Beitritts zur Elſtergenoſſenſchaft gebildet werden; 

e) Gemeinden und Gutsbezirke, ſoweit ſie nicht in ihrer Geſamtheit einem unter Ziffer b 
genannten Verbande angehören. 

(8) Zur Gruppe B gehören die Einleiter von Abwäſſern in die gemäß SS 1 und 2 des Geſetzes 


von den zuſtändigen Miniſtern 8 Waſſerläufe, ſoweit dieſe im Generalplan als ſolche 


bezeichnet ſind, und zwar 
a) Bergwerke, 
b) ſonſtige gewerbliche h anstatt landmirtſhafticher Nebenbetriebe, 
c) Gemeinden und Gutsbezirke. 
89. 


Reinhaltungs⸗ und Unterhaltungsgenoſſenſchaften können im Gebiete der Elſtergenoſſenſchaft 
mit dem Zwecke des Beitritts zu dieſer ($ 8 Abſ. 2 b) als Zwangsgenoſſenſchaften im Sinne des 
Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) auch dann gebildet werden, wenn die 
Vorausſetzungen des § 245 a. a. O. nicht vorliegen. 


8 10. 
Die Satzung der Elſtergenoſſenſchaft muß Beſtimmungen enthalten über: 

1. den Sitz der Elſtergenoſſenſchaft; 

2. die Durchführung des Genoſſenſchaftszwecks; 

3. die Beitragsveranlagung, die Bekanntmachung der Beitragsliſte und die Einziehung 
der Beiträge; 

4. die Organe der Genoſſenſchaft, ihre Zuſammenſetzung, Wahl und Zuſtändigkeit, ſowie 
über die Form ihrer Beſchlußfaſſung und Einberufung; 

5. Erledigung von Streitigkeiten; 
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6. die Beurkundung von Beſchlüſſen und 
7. die Form der Bekanntmachungen. 


§ 11. 
(1) Über die Satzung der Elſtergenoſſenſchaft und ihre Anderungen beſchließt die Mitglieder⸗ 
verſammlung (§ 13). 
(2) Satzung und Satzungsänderungen werden endgültig von den zuſtändigen Miniſtern feſt⸗ 
geſtellt; ſie ſind auf Koſten der Elſtergenoſſenſchaft in den Amtsblättern der Regierungen Merſeburg, 
Frankfurt a. O. und Liegnitz zu veröffentlichen. 


§ 12. 
Organe der Elſtergenoſſenſchaft ſind: 
1. die Mitgliederverſammlung; 
2. der Ausſchuß; 
3. der Vorſteher. 
§ 13. 


(1) Die Mitgliederverſammlung beſteht aus den ſtimmberechtigten Genoſſen. 

(2) Stimmberechtigt find die Landkreiſe ($ 8 Abſ. 2 a) mit je einer Stimme und die Genoſſen, 
deren Jahresbeitrag eine in der Satzung feſtgeſetzte Höhe erreicht (Stimmeinheit). 

(8) Die Zahl der Stimmen, die auf dieſe Stimmeinheit entfällt, iſt für jede Gruppe nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten nach folgenden Grundſätzen geſondert zu 
berechnen: 

a) innerhalb der Gruppe A führen die an der Schwarzen Elſter anliegenden Genoſſen 
mindeſtens doppelt jo viel Stimmen wie die übrigen Genoſſen derſelben Gruppe; 

b) die Genoſſen der Gruppe B dürfen zuſammen nicht en als 40 vom Hundert ſämtlicher 
Stimmen führen. 

(4) Über die ſich nach dieſen Vorſchriften ergebende Geſamtſtimmenzahl, ihre Verteilung auf 
die Gruppen A und B und die Unterverteilung der Stimmen innerhalb der Gruppen beſchließt der 
Ausſchuß gemäß der Satzung endgültig. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde. 

(5) Die auf Grund des genehmigten Beſchluſſes aufgeſtellte Stimmliſte iſt vom Ausſchuß alle 
drei Jahre e ü 

§ 14. 

Über das Wahlverfahren und die Wahl der einzelnen Mitglieder innerhalb der im 8 8 des 
Geſetzes aufgeführten Untergruppen enthält die Satzung die erforderlichen Beſtimmungen, desgleichen 
über die Zuständigkeit, Form der Beſchlußfaſſung und Einberufung der Mitgliederverſammlung. 


§ 15. 

(1) Der Ausſchuß beſteht aus dem Vorſteher ($ 16) und zehn Mitgliedern, die nebſt der gleichen 
Zahl Stellvertreter von der Mitgliederverſammlung nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften 
gewählt werden. 

(2) Die Gruppen A und B wählen die ihrem Stimmenanteil in der Mitgliederverſammlung 
entſprechende Zahl der Ausſchußmitglieder und Stellvertreter in ſich. Auf die Gruppe A entfallen 
ſtets mindeſtens ſechs Mitglieder. 

(3) Wähler find nur Genoſſen (§ 8). 

(4) Von den Mitgliedern der Gruppe A darf höchſtens ein Mitglied als Vertreter eines Land⸗ 
kreiſes (8 8 Abſ. 2a) gewählt werden. Von den Mitgliedern der Gruppe B muß mindeſtens je 
ein Mitglied und ſein Stellvertreter aus Vertretern der Bergwerke, der ſonſtigen gewerblichen 
Unternehmungen und der Gemeinden (§ 8 Abſ. 3) gewählt ſein. 

) 8 14 gilt entſprechend. 

(6) Kommt die Wahl des Ausſchuſſes s oder einzelner Mitglieder trotz der Aufforderung der 


Aufſichtsbehörde nicht zuſtande, ſo ſind die Vorſchriften des § 218 des Lore vom 7. April 


1913 (Geſetzſannml. ©. 53) entſprechend anzuwenden. 
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§ 16. 
(1) Der Vorſteher und fein Stellvertreter werden von den Ausſchußmitgliedern gewählt. 
(2) Ihre Wahl bedarf der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. Der § 14 und § 15 Abſ. 6 gelten 
entſprechend. 
(3) Der Vorſteher iſt der geſetzliche Vertreter der Elſtergenoſſenſchaft; er vertritt ſie gerichtlich 
und außergerichtlich. Seine Stimme gibt bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 


II. Aufbringung der Mittel, Verteilung der Laſten und Aufſtellung der Beitragsliſte. 


§ 17. 

(1) Die Genoſſenſchaftslaſten find durch Beiträge der Genoſſen aufzubringen. 

(2) Die im $ 8 Abſ. 2a genannten Landkreiſe find nicht beitragspflichtig. 

(3) Der Ausſchuß veranlagt die einzelnen Genoſſen zu den Beiträgen. Die Veranlagung 
hat nach Maßgabe der SS 18 und 19 zu erfolgen auf Grund der Schädigungen, die der Genoſſe 
im Genoſſenſchaftsgebiete herbeiführt und der unmittelbaren und mittelbaren Vorteile, die er von 
der Durchführung der genoſſenſchaftlichen Aufgabe zu erwarten hat. 


§ 18. 

(1) Die Koſten von Einrichtungen zur Reinigung der Abwäſſer vor ihrer Einleitung und 
der Meßvorrichtung trägt jeder einzelne Genoſſe der Gruppe B für ſeinen Betrieb. 

(2) Die Koſten für die erſtmalige Räumung der Bodenmaſſen, die ſich bei der Genoſſen⸗ 
ſchaftsbildung über die Sollprofile (§ 5 Abſ. 2 zu Ziffer 4) hinaus in den Waſſerläufen abgelagert 
vorfinden und in ihrer Menge von dem techniſchen Beamten der Elſtergenoſſenſchaft endgültig 
feſtgeſetzt werden, ſowie für die Abtragung der durch Verſchlammung aufgehöhten Vorländer, ſoweit 
zu demſelben Zeitpunkt eine Aufhöhung beſtanden hat, werden von der Gruppe B getragen. Bei 
der Verteilung der Koſten innerhalb der Gruppe B iſt auch die Dauer der Einleitung von Ab⸗ 
wäſſern zu berückſichtigen. 

(3) Die Koſten für die weiteren Räumungen der Waſſerläufe von abgelagerten Bodenmaſſen 
tragen die Gruppen A und B nach dem Verhältniſſe 10: 90. Erfährt der Grad der Verſchmutzung 
gegenüber dem im erſten Jahre feſtgeſtellten eine Anderung, ſo ändert ſich nach dem von dem 
Ausſchuſſe vorgeſchlagenen und von der Aufſichtsbehörde endgültig feſtgeſtellten Maßſtabe der Anteil 
der Gruppe B im Verhältniſſe der Abnahme oder Zunahme der Verſchmutzung der Waſſerlauf⸗ 
ſtrecken. i 

(4) Über die Koſtenanteile der Gruppen A und B an den gewöhnlichen in den Abſ. 1 bis 3 
nicht aufgeführten Unterhaltungsarbeiten, wie Krautungen, Unterhaltung der Ufer, Deiche, Vor⸗ 
länder und Bauwerke beſchließt der Ausſchuß (§ 15) alljährlich rechtzeitig vor jedem Geſchäftsjahr. 
Die Höhe des Anteils der Gruppe B richtet ſich nach der Menge der eingeleiteten Abwäſſer im 
Verhältniſſe zur natürlichen Mittelwaſſermenge des Waſſerlaufs an der Einleitungsſtelle und nach 
den Entfernungen von der Einleitungsſtelle bis zur Mündung der Elſter in die Elbe. Sie beträgt 
jedoch mindeſtens 10 vom Hundert dieſer Koſten. Betonſchädliche Abwäſſer werden mit 50 vom 
Hundert Zuſchlag eingeſetzt. 

(5) Die auf Gruppe A entfallenden Laſten für die in Abſ. 3, 4 und 6 aufgeführten Arbeiten 
trägt derjenige Genoſſe, in deſſen Gebiete die betreffende Arbeit vorgenommen wird. 

(6) Die Koſten für den Ausbau der Schwarzen Elſter von Premſendorf bis zur Mündung 
trägt die Gruppe B nur ſoweit, als ſie ihr bei der Räumung des alten Flußbetts zur Herſtellung 
der Sollprofile gemäß Abſ. 2 zur Laſt fallen würden. Die Beteiligung an dieſen Koſten gilt auch 


für diejenigen Arbeiten, die vor Bildung der Elſtergenoſſenſchaft in Ausführung des General- 


plans ($ 5) ausgeführt find. 

(7) Die Verwaltungskoſten der Elſtergenoſſenſchaft tragen die Gruppen A und B nach dem 
Verhältniſſe 10: 90. Die Umlegung der Verwaltungskoſten innerhalb der Gruppe A erfolgt nach 
den Uferlängen der einzelnen Genoſſen. 


2 e 
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(3) Die Koſtenverteilung auf die Gruppen A und B und innerhalb derſelben unterliegt der 
Beſchlußfaſſung durch den Ausſchuß. Die Beſchlüſſe ſind endgültig und bedürfen der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde. 

§ 19. 

() Die Veranlagung der einzelnen Genoſſen der Gruppen A und B erfolgt auf Grund der 
Kataſter (Abſ. 2 und 3) und der Beitragsliſte (88 20 flg.). 

(2) Für die Genoſſen der Gruppe A wird ein Kataſter A geführt, das die Uferlängen des 
einzelnen Genoſſen an den reinzuhaltenden Waſſerläufen (§ 1 Abſ. 2), den Umfang des Gebiets 
der einzelnen Genoſſen, die nach der Genoſſenſchaftsbildung fertiggeſtellten Arbeiten ſowie ſonſtige 
noch zur Unterverteilung der Koſten erforderlichen Angaben zu enthalten hat. 

(8) Für die Genoſſen der Gruppe B werden Kataſter B geführt, die alle für die Feſtſtellung 
der Beteiligung der Genoſſen an den Beitragslaſten maßgebenden Tatbeſtände (Waſſermenge, die 
von ihr durchlaufene Flußſtrecke, Grad der Verunreinigung, Beginn, Dauer uſw.) aufweiſen. 


8 20. 

() Auf Grund der beiden Kataſter (§ 19) legt der Vorſteher alljährlich eine Beitragsliſte 
gemäß dem Haushaltsvoranſchlage für das nächſte Geſchäftsjahr dem Ausſchuſſe vor. 

(2) Der Ausſchuß ſtellt einen Abdruck der Beitragsliſte und der dazu nötigen Erläuterungen 
den Genoſſen zu und macht ſie dabei mit dem Rechtsmittel bekannt. Die Zuſtellung kann dadurch 
erſetzt werden, daß der Ausſchuß die Beitragsliſte mit Erläuterungen auslegt und Ort und Zeit 
der Auslegung öffentlich bekanntmacht. Gegen die Beitragsliſte ſteht den Genoſſen der Einſpruch 
zu, der ſchriftlich beim Ausſchuß anzubringen iſt. Die Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen; ſie 
beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Beitragsliſte oder, ſoweit eine öffentliche Bekannt⸗ 
machung ſtattgefunden hat, mit dem Tage nach Ablauf der Auslegungsfriſt. 


§ 21. 

Über den Einſpruch entſcheidet der Ausſchuß nach Ablauf der Einſpruchsfriſt. Er iſt befugt, 
über den Einſpruch mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Die mit Gründen zu verſehende 
Entſcheidung iſt den Genoſſen mitzuteilen, die Einſpruch erhoben haben oder deren Veranlagung 
infolge der von anderen Genoſſen erhobenen Einſprüche geändert worden iſt. Auch iſt die Bei- 
tragsliſte, ſoweit erforderlich, zu berichtigen. g 


§ 22. 

Sind die Einſprüche erledigt, ſo ſetzt die Aufſichtsbehörde die Beitragsliſte feſt. Ihre 
Prüfung beſchränkt ſich darauf, ob bei Aufſtellung der Beitragsliſte die Formvorſchriften nach 
Geſetz und Satzung erfüllt worden ſind. 

§ 23. 

(1) Die feſtgeſetzten Jahresbeiträge find den Genoſſen mitzuteilen und von ihnen für jedes 
Vierteljahr in der erſten Hälfte des zweiten Monats an die Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. 

(2) Durch Beſchluß des Ausſchuſſes können andere Zahlungstermine feſtgeſetzt werden. 


§ 24. i 

Die Beiträge ſind öffentliche Laſten. Sie können im Verwaltungszwangsverfahren bei⸗ 
getrieben werden. Das Beitreibungsverfahren kann ſich auch gegen Pächter und andere Nutzungs⸗ 
berechtigte richten. ; f 

N § 25. 

Entſtehen im Laufe eines Veranlagungszeitraums Anlagen der im § 8 Abſ. 3 bezeichneten 
Art, werden beſtehende Anlagen weſentlich geändert oder fallen Beiträge bei der Einziehung aus, 
ſo können dieſe Umſtände in einer Nachtragsliſte berückſichtigt werden. Für die Aufſtellung und 
Feſtſetzung einer Nachtragsliſte ſowie ihre Anfechtung gelten die Beſtimmungen für die Bei⸗ 
tragsliſte. 5 ; RS . 
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§ 26. 

(0) Die Beiträge der Gemeinden find nach Maßgabe des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 495) aufzubringen. Dabei gelten die Genoſſenſchaftsanlagen als Veranſtaltungen der 
Gemeinden im Sinne des Kommunalabgabengeſetzes. Bei der Vorteilsbemeſſung ſind beſtehende 
Unterhaltungsbefreiungen zugunſten, neu eintretende zu Laſten des Beteiligten zu berückſichtigen. 

(2). Die in der Beitragsliſte oder in der Nachtragsliſte mit Beiträgen Veranlagten dürfen 
wegen des bei ihrer Veranlagung bereits berückſichtigten unmittelbaren und mittelbaren Vorteils 
nicht mit kommunalen Gebühren, Beiträgen oder Vorausleiſtungen belegt werden. 


§ 27. f 
(1) Die Beitragsliſte ift in regelmäßigen von der Mitgliederverſammlung zu beſtimmenden 
Zeiträumen aufzuſtellen. 
(2) Die Mitgliederverſammlung kann Grundſätze für die künftige Veranlagung aufftellen. 
Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der Aufſfichtsbehörde. 


§ 28. 

() Haben Eigentümer nicht im Genoſſenſchaftsgebiete liegender Unternehmungen oder nicht 
im Genoſſenſchaftsgebiete liegende Stadt⸗ oder Landgemeinden (Gutsbezirke) oder Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften und Deichverbände von den ausgeführten Genoſſenſchaftsanlagen Vorteile oder führen ſie 
Schädigungen im Genoſſenſchaftsgebiete herbei, ſo können ſie nach ihrer Anhörung vom Genoſſen⸗ 
ſchaftsausſchuſſe zu Beiträgen gemäß den Beſtimmungen herangezogen werden, die gelten würden, 
wenn ſie im Genoſſenſchaftsgebiete lägen. Die Beiträge dürfen, ſoweit ſie wegen des dem Heran⸗ 
gezogenen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteils erhoben werden, dieſen Vorteil 
nicht überſteigen. a 

(2) Die Genoſſenſchaft iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Herangezogenen auf ihr Verlangen 
in die Genoſſenſchaft aufzunehmen, jedoch nur, ſofern ſie zu einem in der Satzung für die Auf⸗ 
nahme in die Beitragsliſte vorzuſchreibenden Mindeſtbeitragsſatze (§ 13 Abſ. 2) zu den Genoſſen⸗ 
ſchaftslaſten veranlagt werden. 

(8) Streitigkeiten in den Fällen der Abſ. 1 und 2 entſcheidet der Bezirksausſchuß im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren. N ’ 


III. Berufung. 
. 5 i 8 29. N 

(0 Gegen die Veranlagung ſteht den Genoſſen, ſoweit ſie Einſpruch erhoben haben ($ 20) 
oder durch die Berichtigung der Beitragsliſte ($ 21) betroffen find, binnen einer Friſt von vier 
Wochen die Berufung zu. Über die Berufung entſcheidet der Berufungsausſchuß. Die Berufungs⸗ 
friſt beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Mitteilung über die Beiträge (SS 23, 25). 

2) Die Verpflichtung, die Beiträge zu zahlen, wird durch die Berufung nicht aufgehalten. 

(8) Bei Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft entſcheidet der Bezirks⸗ 
ausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren; jedoch werden Streitigkeiten darüber, ob Genoſſen zu 
dem in der Satzung vorgeſchriebenen Mindeſtbeitragsſatze zu den Genoſſenſchaftslaſten veranlagt 
werden können, vom Berufungsausſchuß entſchieden. 


enn dt 8 30. 
(1) Der Berufungsausſchuß beſteht aus: 8 
1. zwei von der Auffichtsbehörde zum Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vorſitzenden zu 
ernennenden Staatsbeamten; 5 N 1 

2. einem Mitgliede des Oberbergamts, das dieſes ernennt; 
3. einem von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Kulturbaubeamten; 
4. ſechs von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu wählenden Mitgliedern, von denen je 
drei Vertreter der Gruppen A und B fein müſſen. 8 ger 


* 
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(2) Für den Vorſitzenden und jedes Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu 
beſtellen. 
8 31. 
() Die Sitzungen des Berufungsausſchuſſes find öffentlich. 
(2) Den Geſchäftsgang und das Verfahren des „ regeln die zuſtändigen 
Miniſter. 


§ 32. 

Der Berufungsausſchuß iſt befugt, den Genoſſenſchaftsausſchuß zu hören und über die 
Berufung mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Seine Entſcheidungen ſind mit Gründen zu 
verſehen und denen mitzuteilen, die Berufung eingelegt haben. Sie ſind endgültig. Der ordent⸗ 
liche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 

§ 33. 

(1) Die Koſten der Veranlagung und der Berufung trägt die Genoſſenſchaft. Soweit die 
Berufung abgewieſen wird, kann der Berufungsausſchuß die Koſten des Berufungsverfahrens 
ganz oder teilweiſe den Genoſſen auferlegen, die die Berufung eingelegt haben. 

(2) Für die Einziehung der Koſten gelten die für die Einziehung der Beiträge gegebenen 
Vorſchriften. 


IV. Inanſpruchnahme von Grundſtücken zu Anlagen der Genoſſenſchaft, Verhütung und 
Erſatz von Schäden. 
§ 34. 

Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) das zur Ausführung ihrer 
Anlagen erforderliche Grundeigentum nach den von den zuſtändigen Miniſtern genehmigten Bau⸗ 
plänen im Wege der Enteignung zu erwerben oder dauernd zu beſchränken. 


§ 35. 

(1) Die Genoſſenſchaft hat bei Durchführung ihres Unternehmens diejenigen Einrichtungen 
herzuſtellen, die zur Sicherung von Grundſtücken und Anlagen gegen Gefahren und Nachteile 
notwendig ſind, wenn ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich 
gerechtfertigt ſind. Sie hat auch die im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Einrichtungen zu 
treffen. Zu dieſen gehören die durch das Unternehmen bedingten Anderungen an öffentlichen 
Wegen und den in ihrem Zuge belegenen Brücken. Der Wege- und Brückenunterhaltungspflichtige 
hat, unbeſchadet auf beſonderem Titel beruhender Verpflichtungen, zu den Koſten ſo viel bei⸗ 
zutragen, als ihm durch die Anderung Koſten erſpart werden, die er ſonſt zur Erfüllung ſeiner 
Unterhaltungspflicht hätte aufwenden müſſen. 

(2) Sind von dem Unternehmen nachteilige Wirkungen zu erwarten, durch die das Recht 
eines anderen beeinträchtigt werden würde, ſo kann dieſer die Herſtellung von Einrichtungen 
fordern, welche die nachteiligen Wirkungen ausſchließen. Das gleiche gilt, wenn zu erwarten tft, 
daß durch Veränderungen des Waſſerſtandes fremde Grundſtücke oder Anlagen geſchädigt werden, 
zum Nachteil anderer die Vorflut verändert oder das Waſſer verunreinigt oder die einem anderen 
obliegende Unterhaltung von Waſſerläufen oder ihrer Ufer erſchwert wird. 

(3) Soweit in den Fällen des Abf. 2 die nachteiligen Wirkungen nicht durch Einrichtungen 
ausgeſchloſſen werden können, die mit dem Unternehmen vereinbar und e . 
ſind, kann der Benachteiligte Entſchädigung fordern. 

(4) Der durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes entſtehende Schaden iſt zu erſetzen, wenn 
die Billigkeit eine Entſchädigung fordert. 

(5) Läßt ſich der Schaden nach Umfang oder Dauer nicht im voraus abſchätzen, fo iſt die 
Entſchädigung auf rs des Berechtigten oder der Genoſſenſchaft nach Wharf eines jeden Be 
feſtzuſetzen. ee A 
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(6) Bei der Durchführung des Unternehmens hat die Genoſſenſchaft dafür zu ſorgen, daß 
eine Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vermieden wird, ſoweit das mit dem 
Zwecke und der Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens vereinbar iſt. 


(7) Der Genoſſenſchaft liegt auch die Unterhaltung der in Abſ. 1, 2 bezeichneten Ein⸗ 
richtungen ob, ſoweit dieſe Unterhaltungslaſt über den Umfang einer beſtehenden Verpflichtung zur 
Unterhaltung vorhandener, demſelben Zwecke dienender Einrichtungen hinausgeht. 


§ 36. 


(1) Soweit nicht über die Anſprüche der Beteiligten auf Herſtellung der im § 35 bezeichneten 
Einrichtungen im Enteignungsverfahren entſchieden worden iſt, werden die Verpflichtungen der 
Genoſſenſchaft nach folgenden Vorſchriften feſtgeſtellt. 

(2) Die Genoſſenſchaft hat einen Auszug aus dem von den zuſtändigen Miniſtern genehmigten 
Bauplan, aus dem die gemäß $ 35 zu treffenden Einrichtungen zu erſehen find, dem Regierungs⸗ 
präſidenten einzureichen. Dieſer hat den Auszug in jedem Gemeinde (Guts-) bezirk, auf den ſich 
die Wirkung des Unternehmens erſtrecken kann, während eines Zeitraums von mindeſtens vier 
Wochen zu jedermanns Einſicht auszulegen. Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte Anſprüche 
auf Einrichtungen oder auf Entſchädigung erheben. Zeit und Ort der Auslegung ſowie die Stelle, 
bei welcher ſolche Anſprüche ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll erhoben werden können, ſind 
durch das Kreisblatt und in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. Daneben ſoll allen bekannten 
Perſonen, die nach dem Ermeſſen der Behörde von nachteiligen Wirkungen betroffen werden 
können, ein Abdruck der öffentlichen Bekanntmachung zugeſandt werden. Auch der Gemeinde- 
(Guts⸗) vorſtand hat das Recht, Anſprüche zu erheben. Nach Ablauf der Friſt find die Anſprüche 
durch den Beauftragten des Regierungspräſidenten mit den Beteiligten und der Genoſſenſchaft, 
nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen, zu erörtern. Nach Abſchluß der Erörterungen 
werden die der Genoſſenſchaft obliegenden Verpflichtungen durch den Bezirksausſchuß feſtgeſtellt. 


(3) Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit er nicht die Entſchädigung betrifft, den Beteiligten die 
Beſchwerde an die zuſtändigen Miniſter zu. Sie iſt binnen vier Wochen bei ihnen oder bei dem 
Bezirksausſchuß anzubringen. Soweit der Beſchluß die Entſchädigung betrifft, kann binnen ſechs 
Monaten der Rechtsweg beſchritten werden; die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem den Be⸗ 
teiligten vom Bezirksausſchuſſe mitgeteilt iſt, daß eine Beſchwerde nicht erhoben oder über die 
erhobenen Beſchwerden entſchieden iſt. 


8 37. 


() Auch nach dem Ablaufe der Auslegungsfriſt kann wegen nachteiliger Wirkung des Unter⸗ 
nehmens die Herſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen oder Entſchädigung nach § 35 
Abſ. 2 und 5 gefordert werden, es ſei denn, daß derjenige, der den Anſpruch erhebt, ſchon vor Ablauf der 
Auslegungsfriſt die nachteilige Wirkung vorausgeſehen hat oder hätte vorausſehen müſſen und bis 
zu dem Ablaufe der Friſt keine Anſprüche auf Herſtellung von Einrichtungen oder auf Entſchädigung 
erhoben hat. Der Ablauf der Friſt ſteht den Anſprüchen nicht entgegen, wenn der Beſchädigte 
glaubhaft macht, daß er durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
worden iſt, die Friſt einzuhalten. Die Anſprüche verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in welchem der Geſchädigte von dem Eintritt der nachteiligen Wirkung Kenntnis erlangt hat. 
Sie ſind ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht binnen dreißig Jahren nach der Fertigſtellung des Teiles 
des Unternehmens, durch den der Schaden verurſacht worden iſt, geltend gemacht werden. 

(2) Für die Feſtſtellung der Verpflichtungen der Genoſſenſchaft gelten ſinngemäß die Vor⸗ 
ſchriften des § 36. 


V. Staatsaufſicht. 
8 38. 


(1) Die Genoſſeuſchaft unterſteht der Aufficht des Staates. Die Aufſicht wird von einem 
von den zuſtändigen Miniſtern zu beſtimmenden Regierungspräſidenten, in der Beſchwerdeinſtanz 
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von den zuſtändigen Miniſtern ausgeübt. Sie beſchränkt ſich darauf, daß die Genoſſenſchaft ihre 
Angelegenheiten nach Geſetz und Satzung verwaltet. 
(2) Die SS 221 und 231 des Preußiſchen Waſſergeſetzes find entſprechend anzuwenden. 


§ 39. 

(0 Unterläßt oder verweigert es die Genoſſenſchaft, Leiſtungen oder Ausgaben, die Geſetz 
oder Satzung erfordern, in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außerordentlich zu genehmigen, 
ſo kann die Aufſichtsbehörde unter Anführung der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan 
oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben und die Einziehung der erforderlichen 
Beiträge verfügen. 

(2) Gegen die Verfügung findet innerhalb zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ſtatt. Die Aufſichtsbehörde hat für das Verwaltungsſtreitverfahren einen Kommiſſar zu 
beſtellen, der ſie in allen Rechtshandlungen zu vertreten hat. 


§ 40. 


Anleihen, die den Schuldbeſtand vermehren, kann die Genoſſenſchaft nur mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde aufnehmen. 


VI. Auflöſung des Verbandes. 
§ 41. 

(1) Die Mitgliederverſammlung kann die Auflöſung der Genoſſenſchaft mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln aller Stimmberechtigten beſchließen. Sind in der Genoſſenſchaftsverſammlung 
nicht zwei Drittel aller Stimmberechtigten vertreten, ſo iſt mit einem Zeitraume von mindeſtens 
vier Wochen eine zweite Verſammlung einzuberufen. Dieſe kann die Auflöſung mit einer Mehr⸗ 
heit von zwei Dritteln der vertretenen Stimmen beſchließen. 

(2) Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 

(3) Die Auflöſung tritt in Kraft, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vorſtande zugeſtellt iſt. 

(4) Im übrigen finden auf die Auflöſung die für Waſſergenoſſenſchaften des Preußiſchen 
Waſſergeſetzes geltenden Vorſchriften enſprechende Anwendung. 


VII. übergangsbeſtimmungen. 


8 42. 
(1) Die Aufſichtsbehörde beruft die erſte Mitgliederverſammlung und beſtimmt ihren Ver⸗ 
ſammlungsleiter. 
(2) Die erſte Mitgliederverſammlung beſteht aus 200 ſtimmberechtigten Genoſſen (Mit- 
gliedern). Es entfallen auf 
a) die im § 8 Abſ. 2a genannten ſechs Landkreiſe . 6 Stimmen, 


b) den Elſterregulterungsderbaas s 12 
e) die ſonſtigen Waſſergenoſſenſchaften, Deichverbände und ähnliche 
Verbände 15 5 


d) die Gemeinden und Gutsbezirke an der Schwarzen Elſter oberhalb des 


Elſterregulierungsver bands Yanarı To 55 
e) die Gemeinden und Gutsbezirke an der Schwarzen Elſter unterhalb des 

Elſtertegulterungsverbane sss 8 55 
f) die Gemeinden und Gutsbezirke an den Nebenflüſſen der Schwarzen 

Al!!! El ER 
aper d , ee 
h) die ſonſtigen gewerblichen Unternehmungen (§ 8 Abſ. 3b). . . .. 8 5 
i) die im § 8 Abſ. 3e bezeichneten Gemeinden und Gutsbezirke . . 12 rn 


(3) Die Aufſichtsbehörde beſtimmt diejenigen Gemeinden und Gutsbezirke (§ 8 Abj. 2 c und 
Abſ. 3 c), die Waſſergenoſſenſchaften, Deichverbände und ähnliche Verbände ($ 8 Abſ. 2 b) ſowie 
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diejenigen Werke (§S 8 Abſ. 3 b), die et in die erſte Wippiedeerſtem ig zu entſenden 
haben. 

(4) Der von der Aufſichtsbehörde beſtimmte Genoſſe wählt feine Vertreter ſelbſt. Das gleiche 
gilt von dem Elſterregulierungsverbande. 

(5) Die Unterverteilung der Stimmen auf die Bergwerke erfolgt durch die Aufſichtsbehörde 
im Benehmen mit den zuſtändigen Oberbergämtern. Die Mitglieder ſelbſt werden von den Berg⸗ 
werkseigentümern innerhalb einer von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt benannt. 
Soweit dies nicht geſchieht, erfolgt die Benennung durch das zuſtändige Oberbergamt. 


8 43. 
(1) Die erſte Mitgliederverſammlung beſchließt 1875 die Satzung 6 10): fie nimmt die 
erforderlichen Wahlen der Ausſchußmitglieder und Berufungsausſchußmitglieder vor (SS 15 und 30). 
(2) Sie iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittel der Stimmen vertreten find. Iſt dies nicht der 
Fall, ſo iſt eine neue Verſammlung einzuberufen, die ohne Rückſicht auf die Zahl der vertretenen 
Stimmen beſchlußfähig iſt und in der nach Stimmenmehrheit beſchloſſen wird. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. Für Wahlen iſt abſolute Stimmenmehrheit erforder⸗ 
lich; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Wahlen können auch durch Zuruf erfolgen, wenn 
nicht widerſprochen wird. 
§ 44. 
| Weitere Mitgliederverfammlungen find vom Vorſteher (§ 16) fo lange auf Grund vor⸗ 
ſtehender Beſtimmungen zu berufen und zu leiten, bis eine endgültige Stimmliſte nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 13 vorliegt. 
8 45. 
Die erſtmalig gewählten Ausſchußmitglieder (§S 43) wählen gemäß § 16 a Vorſteher 
und ſeinen Stellvertreter. Sie ſind beſchlußfähig, wenn wenigſtens ſechs Mitglieder vertreten ſind. 


8 46. 

(J) Die Beiträge werden zunächſt nach dem von der Aufſichtsbehörde 1 0 vorläufigen 
Beitragskataſter erhoben. Die Gruppe A trägt 10 vom Hundert, die Gruppe B 90 vom Hundert 
der vorläufigen Koſten. Soweit es ſich um die Koſten der erſtmaligen Räumung (§ 18 Abſ. 2) 
handelt, werden die vorläufigen Koſten nur von der Gruppe B erhoben. 

(2) Dieſe vorläufigen Beiträge find Vorausleiſtungen auf die nach den SS 17 flg. endgültig 
feſtzuſetzenden Beiträge. 

(3) Innerhalb der Gruppe A werden die borlänrigen 111 nach deb 1 der Ufer⸗ 
ſtrecken, innerhalb der Gruppe B nach dem Verhältniſſe der überſchläglich ermittelten jährlich ein⸗ 
geleiteten Abwäſſermengen auf die einzelnen Genoſſen verteilt. 


8 47. 


Die zur Mida der Gee erforderlichen Verhandlungen und Geſchäfte fälschlich 
der von den Gerichten und anderen Behörden vorzunehmenden find gebühren- und ſtempelfrei. 


5 


8 48. \ 

(i) Die Mittel, die nachweislich für die . der Genoſſenſchaft aufgewendet worden 
ſind, hat die Genoſſenſchaft zu erſtatten. 
ö (2) Streitigkeiten hierüber entſcheidet die . unter Ausſchluß a ordentlichen 
ne 

(1) Die Genoſſenſchaft kann beim Inkrafttreten des Geſetzes beſtehende, nach dem 1. April 
1921 errichtete Anlagen eines Genoſſen, die den im 8 4 EEE Aufgaben entſprechen, in 
Betrieb und Unterhaltung übernehmen. 

e) Über den Umfang der Übernahme und die Art und 8 0 der zu übernehmenden Geräte 
entſcheidet der Berufungsausſchuß (§8 30 flg.) endgültig. 
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Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt den zuſtändigen Miniftern ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. April 1928. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſter für Volkswohlfahrt: 
Braun. Schmidt. Steiger. Schreiber. 


(Nr. 13352.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Erſten von Günderrode'ſchen Familien⸗ 
fideikommiſſes. Vom 19. April 1928. 

Die Auflöſung des Erſten von Günderrode'ſchen Familienfideikommiſſes erfolgt nach Maßgabe 
der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen vom 
23. März 1928. 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Ver⸗ 
ordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 19. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


Vereinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher 
Auflöſung des Erſten von Günderrode' ſchen Familienfideikommiſſes. 

Um die gebotene einheitliche Auflöſung des in dem Familienvertrage der Gebrüder Philipp⸗ 
Maximilian von Günderrode von und zu Höchſt und Hector Wilhelm von Günderrode genannt 
von Kellner vom 27. März 1786 zunächſt für die ältere Linie der beiden Vertragſchließenden ge⸗ 
ſtifteten ſogenannten Erſten von Günderrode'ſchen Familienfideikommiſſes, deſſen Beſtandteile ſich 
zum Teil in Preußen, zum Teil in Heſſen befinden, zu ermöglichen, haben die Preußiſche und 
die Heſſiſche Regierung folgendes vereinbart: 


| 8 1. ; 

Das genannte Familienfideikommiß wird mit fofortiger Wirkſamkeit in der Hand des der⸗ 
zeitigen Familienfideikommißbeſitzers aufgelöft. 8 

Auf die Auflöſung finden die Vorſchriften der Artikel 5 bis 12, 14 bis 17, 33, 36 und 39 des 
heſſiſchen Geſetzes über die Auflöſung der Familienfideikommiſſe vom 19. November 1923 — RegBl. 
1923 S. 481 und 1924 S. 88 — auch hinſichtlich der in Preußen befindlichen Beſtandteile des 
Familienfideikommiſſes, vorbehaltlich der nachſtehenden beſonderen Beſtimmungen, entſprechende 
Anwendung. N : 

8 2.5 

Zuſtändige Fideikommißauflöſungsbehörde (Artikel 36 des heſſiſchen Geſetzes über die Auf⸗ 
löſung der Familienfideikommiſſe) iſt auch für die preußiſchen Beſtandteile des Fideikommiſſes das 
Landgericht in Gießen. 5 5 
| 8 3. a 530 

Soweit ſich Maßnahmen aus den Artikeln 14 und 15 des heſſiſchen Geſetzes über die Auf⸗ 
löſung der Familienfideikommiſſe auf preußiſche Beſtandteile des Fideikommiſſes erſtrecken ſollen, iſt 
zu ihrer Anordnung die Einwilligung des preußiſchen Landesamts für Familiengüter erforderlich. 


Dr.Gruneu,Molten.str.12973 
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§ 4. 

Die Fideikommißauflöſungsbehörde hat dem preußiſchen Auflöſungsamt für Familiengüter in 
Frankfurt a. M. eine mit dem Zeugnis der Rechtskraft verſehene Ausfertigung des Fideikommiß⸗ 
auflöſungsbeſchluſſes zuzuſtellen. 5 

Die zur Vollziehung des rechtskräftigen Fideikommißauflöſungsbeſchluſſes erforderlichen Ein⸗ 
tragungen in die öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die preußiſchen 
Beſtandteile des Fideikommiſſes handelt, auf Erſuchen der heſſiſchen Fideikommißauflöſungsbehörde, 
ſoweit nicht in dem Abſ. 3 etwas anderes beſtimmt iſt. Erſuchen dieſer Art an preußiſche Behörden 
bedürfen aber der von der heſſiſchen Fideikommißauflöſungsbehörde unmittelbar einzuholenden 
Einwilligung des preußiſchen Auflöſungsamts in Frankfurt a. M. Im übrigen gelten, auch ſoweit 
die Erſuchen an preußiſche Behörden gerichtet ſind, die einſchlägigen heſſiſchen Beſtimmungen. 

Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in preußiſche Grundbücher eingetragen 
ſind, auf den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe des 
rechtskräftigen Fideikommißauflöſungsbeſchluſſes frei geworden ſind, erfolgt nur auf unmittel⸗ 
baren Antrag des Berechtigten auf Grund eines von ihm vorzulegenden Zeugniſſes des preußiſchen 
Auflöſungsamts in Frankfurt a. M. über ſeine Berechtigung. 


Berlin, den 23. März 1928. 


5 Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium unter dem 16. März 1928 erteilten Vollmacht 
Dr. Ernſt Kübler 


Wirklicher Geheimer Oberſuſtizrat, Miniſtertaldirektor t. R., 
Präſident des Landesamts für Familiengilter. 


Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen 
Geſamtminiſteriums vom 17. Februar 1928 
Dr. Manfred Edward 


Miniſterialrat, 
Stellvertretender Bevollmächtigter Heſſens zum Reichsrat. 


(Nr. 13353.) Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes vom 16. April 1928 wegen Anerkennung 
der Synagogengemeinde „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“ in Frankfurt a. M. als 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Vom 24. April 1928. 


Auf Grund des 8 3 des Geſetzes wegen Anerkennung der Synagogengemeinde „Ifraelitiſche 


Religionsgeſellſchaft“ in Frankfurt a. M. als Körperſchaft des öffentlichen Rechtes vom 16. April 
1928 (Geſetzſamml. S. 81) wird verordnet: 


Einziger Paragraph. 
Das Geſetz wegen Anerkennung der Synagogengemeinde „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“ 
in Frankfurt a. M. als Körperſchaft des öffentlichen Rechtes vom 16. April 1928 tritt am 1. April 
1928 in Kraft. 


Berlin, den 24. April 1928. 
Der Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


In Vertretung: 
Lammers. 
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